
Anlage 3 
 
Gemeindeverwaltungsverband (GVV) Wendlingen am Neckar  
Flächennutzungsplan 4. Änderung der 3. Fortschreibung  
im Bereich „Ghai II – Neckarwasen“ – 1. Änderung und Erweiterung  
auf den Gemarkungen Köngen und Wendlingen am Neckar 
 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange  
nach § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB wurde mit Schreiben vom 07. Juli 2022 und der Frist von 31 Tagen 
nach Erhalt des Schreibens durchgeführt. 
 
Über die Stellungnahmen der Behörden wird im Folgenden berichtet: 
(Kürzel: VBP = Vorhabenbezogener Bebauungsplan, VEP = Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan, FNP = Flächennutzungsplan) 
 

Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

1. ZV Gruppenklärwerk Wendlingen 
am Neckar 
(Schreiben vom 08.07.2022) 

 

  

Die Flächen sind in der aktuellen 
Schmutzfrachtberechnung nicht enthal-
ten, insoweit bitten wir um weitere Betei-
ligung im Verfahren – insbesondere hin-
sichtlich der geplanten Entwässerung 
und Niederschlagswasserbehandlung 
 

Es wird entsprechend verfahren. 
 
Ein Konzept zur Entwässerung 
und zur Niederschlagswasserbe-
handlung wurde erarbeitet. 
 

ja 

Wir verweisen außerdem auf unser 
Schreiben vom 08.06.2017 
 

  

Schreiben vom 08.06.2017: 
 
Für das Plangebiet wird ein neuer Be-
bauungsplan aufgestellt. Außerdem müs-
sen Änderungen im Flächennutzungs-
plan erfolgen. 
 

  

Dies hat Anpassungen unserer Schmutz-
frachtberechnung und des Beteiligungs-
verhältnisses der Verbandsgemeinde 
Köngen zur Folge. 
 

Kenntnisnahme --- 

Wir bitten um weitere Beteiligung im Ver-
fahren. 
 
 
 

Es wird entsprechend verfahren. ja 



 
- 2 - 

Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

2. Handwerkskammer Region Stutt-
gart 
(Schreiben vom 12.07.2022) 

 

  

Vielen Dank für die frühzeitige Beteili-
gung. Weder zu dieser Änderung des 
Flächennutzungsplanes noch zum Um-
fang und Detaillierungsgrad einer evtl. 
erforderlichen Umweltprüfung haben wir 
Bedenken oder Anregungen. 
 

Kenntnisnahme --- 

3. Transnet BW 
Trassierung und Leitungstechnik 
(Schreiben vom 19.07.2022) 

 

  

380-kV-Leitung Neckarwestheim - Wend-
lingen, Anlage 342 Mast 410 – 411 
Die oben genannte Flächennutzungs-
planänderung soll für ein Grundstück, 
welches sich im Schutzstreifen unserer 
o. g. Höchstspannungsfreileitung befin-
det, Gültigkeit erlangen. 
Unsere Leitungsanlage ist durch einen 
Teil der Fläche für Sportanlagen betrof-
fen, da diese im Leitungs- bzw. Schutz-
streifen unserer Leitungsanlage errichtet 
werden sollen. 
 

Kenntnisnahme --- 

Wir bitten um die Aufnahme unserer Lei-
tungsanlage in die Darstellung des zeich-
nerischen Teils zur Flächennutzungs-
planänderung mit der folgenden Bezeich-
nung: 
380 kV-Leitung Neckarwestheim – 
Wendlingen (TransnetBW GmbH). 
 

Der Trassenverlauf sowie die er-
forderlichen Freihaltezonen wur-
den in die Planzeichnung nach-
richtlich übernommen.  
Der Textteil des Bebauungsplans 
enthält ergänzende Hinweise. 
(siehe auch Stellungnahme Ziffer 
6 Ampirion) 
 

ja 

Wir möchten bereits jetzt auf einige Si-
cherheitsvorschriften hinweisen, die zu 
beachten sind. Etwaige Mehrkosten bei 
der Bauausführung und der späteren Un-
terhaltung sind vom Antragsteller bzw. 
dem jeweiligen Eigentümer zu tragen: 
 

Kenntnisnahme 
 
Die nachfolgenden Hinweise wer-
den im Textteil des parallel zur 
FNP-Änderung aufgestellten vor-
habenbezogener Bebauungsplan 
mit Satzung über Örtliche Bauvor-
schriften ,,Ghai II-Neckarwasen, 
1. Änderung und Erweiterung“ 
aufgenommen. 
  

--- 

1. Die TransnetBW muss gemäß § 43 
Abs. 2 LBO bei jeglichen 

Es wird entsprechend verfahren. ja 



 
- 3 - 

Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Baumaßnahmen im Bereich der Höchst-
spannungsfreileitungsanlage bereits zur 
Planung gehört werden. 
 
2. Im Bereich der Höchstspannungsfrei-
leitung ist darauf zu achten, dass mit 
Personen, Baugeräten oder anderen Ge-
genständen stets ein Schutzabstand von 
mindestens 5 m zu den Leiterseilen ein-
gehalten wird (DIN VDE 0105-100 
6.4.4.102 und Tabelle 103). Gemäß § 7 
der Unfallverhütungsvorschrift „Elektri-
sche Anlagen und Betriebsmittel GUV-V 
A 3“ darf dieser Schutzabstand von Per-
sonen, Baugeräten (u.a. bei der Planung 
von Kranstandorten zu beachten) oder 
anderen Gegenständen nicht erreicht 
werden. Dabei ist ein seitliches Aus-
schwingen der Leiterseile zu berücksich-
tigen. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

3. Bei Arbeiten in unmittelbarer Nähe zur 
Leitungsanlage kann es unter Umstän-
den zu unangenehm spürbaren Elektri-
sierungen durch Funkenentladungen, vor 
allem beim Berühren von leitfähigen Ge-
genständen (metallische Bauteile oder 
Baugerätschaften), kommen. Dies be-
deutet für betroffene Personen eine ge-
ringfügige Belästigung, eine direkte Ge-
fährdung besteht aber nicht. Um Sekun-
därunfälle zu vermeiden, ist im Bereich 
der Höchstspannungsfreileitung darauf 
zu achten, dass sämtliche metallische 
Bauteile wie Geländer, Metallzäune und 
Fertigungsmittel (Kran, Steiger, LKW) 
o.ä. ausreichend geerdet sein müssen, 
um eine elektromagnetische Aufladung 
zu verhindern. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

4. Die Einrichtung von jeglichen Photo-
voltaikanlagen im Bereich des Schutz-
streifens der Leitungsanlage ist nur unter 
Einhaltung der geltenden Sicherheitsab-
stände zulässig  
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

5. Wir weisen Sie darauf hin, dass bei Ih-
rem Vorhaben die Normen zur Beeinflus-
sung von Telekommunikationsanlagen 
(Reihe DIN VDE 0845-6-) bzw. von 

Kenntnisnahme 
 

--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Rohrleitungen (DIN EN 50443) durch 
Starkstrom- bzw. Hochspannungsanla-
gen sowie die einschlägigen Techni-
schen Empfehlungen der Schiedsstelle 
für Beeinflussungsfragen zu beachten 
sind  
(http://www.sfb-emv.de/sfb_doks.html). 
 
6. In einem Radius von 20 m um die Au-
ßenkanten der Masten dürfen keine Er-
dungsanlagen oder Leitungsanlagen 
ohne gesonderten Schutz gegen Beein-
flussung durch die Höchstspannungsfrei-
leitungsanlage angelegt oder installiert 
werden 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

7. Die Lagerung und Verarbeitung leicht 
brennbarer Stoffe im Schutzstreifen der 
Leitung, auch während der Bauzeit, ist 
nicht oder nur mit Zustimmung der 
TransnetBW zulässig. Dies betrifft auch 
die Lagerung von leicht brennbaren Stof-
fen in nicht handelsüblichen Mengen in-
nerhalb von Gebäuden oder Containern. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

8. Die Nutzung von Parkplätzen, Lager-
flächen im Bereich der Höchstspan-
nungsfreileitungen muss zweckgebun-
den sein. Es muss ausgeschlossen wer-
den, dass diese Flächen für anderweitige 
Nutzungen (z.B. Übernachtung in Wohn-
mobil) Verwendung finden. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

9. Reklametafeln, Beleuchtung u. ä. dür-
fen im Schutzstreifen nicht bzw. nur in 
Abstimmung mit der TransnetBW aufge-
stellt werden. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

10. Im Bereich von Höchstspannungs-
freileitungen können im Nahbereich Aus-
wirkungen der elektromagnetischen Fel-
der auftreten. Insbesondere weisen wir 
darauf hin, dass u. a. bei elektronischen 
Geräten Störungen bzw. Fehlfunktionen 
durch die magnetischen 50-Hz-Felder 
von Höchstspannungsfreileitungen auf-
treten können. Die TransnetBW haftet 
nicht für den Ausfall oder die fehlerhafte 
Funktion von Geräten. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

11. Bei widrigen Wetterverhältnissen 
können an Höchstspannungsfreileitun-
gen TA-Lärm relevante Geräusche („Ko-
ronageräusche“) auftreten, deren we-
sentliche Ursache elektrische Entladun-
gen an Wassertropfen auf den Leitersei-
len sind. Diese Emissionen entstehen bei 
Regen oder Schneefall und können mit 
der Intensität des Niederschlags zuneh-
men. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

12. Im Bereich der Leiterseile kann es 
bei entsprechender Witterung evtl. zum 
Eisabwurf kommen. Auch ist nicht auszu-
schließen, dass es zu Verschmutzung 
durch Vogelkot unter den Seilen bzw. im 
Mastbereich kommen kann. Die Trans-
netBW haftet nicht für daraus folgende 
Schäden. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

13. Im Schutzstreifen geplanten Bäume 
und Sträucher müssen stets einen Min-
destabstand von 5 m zu den Leiterseilen 
haben. Um wiederkehrende Ausästun-
gen oder gar die Beseitigung einzelner 
Bäume und Sträucher zu vermeiden, bit-
ten wir dies bereits bei der Pflanzenaus-
wahl zu berücksichtigen. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

14. Der Bauherr bzw. die von ihm be-
auftragten Baufirmen haften für alle 
Schäden, die durch die Bautätigkeit 
an der Höchstspannungsleitung ent-
stehen. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

Der Beginn der Bauarbeiten ist unserer 
Betriebsstelle,  
E-Mailadresse: 
TNG-ALO-Arbeitsplanung@trans-
netbw.de, 
Herrn Walter Tel.: +49 170 4555436 min-
destens 14 Tage vor Baubeginn mitzutei-
len. Unsere Betriebsstelle wird nach 
Rücksprache den verantwortlichen Bau-
leiter nach LBO vor Ort unterweisen. Die 
einzuweisende Person muss der deut-
schen Sprache in Wort und Schrift mäch-
tig sein. 
 

Kenntnisnahme 
Wird im Rahmen der Bauausfüh-
rung beachtet. 

--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Wir bitten um eine weitere Beteiligung im 
Bebauungsplanverfahren. 

Es wird entsprechend verfahren. ja 

   
   
4. Flughafen Stuttgart GmbH 

(Schreiben vom 22.07.2022) 
 

  

1. Bauschutzbereich 
Das Gebiet der Änderung liegt nicht im 
Bauschutzbereich nach § 12 LuftVG des 
Flughafens Stuttgart. Von Seiten der 
Flughafen Stuttgart GmbH bestehen in-
sofern gegen die festgelegten Bauhöhen 
keine Bedenken.  
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

2. Lärmschutz 
Das Plangebeit liegt außerhalb des 
Lärmschutzbereiches für den Flughafen 
Stuttgart. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

Wir bedanken uns für die Beteiligung am 
Verfahren und möchten Sie bitten, im 
weiteren Planverfahren erneut beteiligt 
zu werden. 
 

  

5. Stadtwerke Esslingen a. N. GmbH 
& Co. KG 
(Schreiben vom 28.07.2022) 

 

  

Die SWE haben zur 4. Änderung der 3. 
Fortschreibung des Flächennutzungs-
plans im Bereich "Ghai II - Neckarwasen" 
des Gemeindeverwaltungsverbandes 
Wendlingen keine Einwände. 
 

Kenntnisnahme --- 

   
6. Amprion GmbH 

(Schreiben vom 01.08.2022) 
 

  

Unmittelbar östlich des Geltungsberei-
ches der o. g. Bauleitplanungen  
verläuft im Schutzstreifen die im Betreff 
genannte Gemeinschaftsleitung  
von Amprion und TransnetBW.  
 

Kenntnisnahme 
 
Der Trassenverlauf sowie die er-
forderlichen Freihaltezonen wur-
den in die Planzeichnung nach-
richtlich übernommen. 
Die Begründung der FNP-Ände-
rung enthält ergänzende Hin-
weise. 
(siehe auch Stellungnahme Ziffer 
3 Transnet BW) 

--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Vertragsgemäß ist für die Erteilung von 
Netzauskünften für diese Leitung die 
TransnetBW GmbH zuständig. Wir ha-
ben die Anfrage zuständigkeitshalber an 
die zuständige Fachabteilung weiterge-
leitet. 
 

  

Weitere Versorgungsleitungen von 
Amprion verlaufen nicht im Geltungsbe-
reich der Bauleitplanungen. 
 

  

7. Regierungspräsidium Stuttgart 
Abteilung Wirtschaft und Infra-
struktur 
(Schreiben vom 19.08.2022) 

  

Raumordnung 
 
Geplant ist die Erweiterung und Ertüchti-
gung des bestehenden DHL Paketzent-
rums südlich der K 1266 (Plochinger 
Straße) in Köngen/Wendlingen am 
Neckar. Hierzu soll der o.g. vorhabenbe-
zogene Bebauungsplan aufgestellt und 
der Flächennutzungsplan entsprechende 
geändert werden.  
 

  

Der nordöstlichste Teil des Plangebiets 
ragt in einen Regionalen Grünzug sowie 
ein Vorbehaltsgebiet für Naturschutz und 
Landschaftspflege. 
 

Das Zielabweichungsverfahren 
wird parallel durchgeführt. 

ja 

Nach Plansatz (PS) 3.1.1 (Z) Regional-
plan Stuttgart sind die in der Raumnut-
zungskarte festgelegten Regionalen 
Grünzüge Vorranggebiete für den Frei-
raumschutz mit dem Ziel der Erhaltung 
und Verbesserung des Freiraumes und 
der Sicherung des großräumigen Frei-
raumzusammenhangs. Die Regionalen 
Grünzüge dienen der Sicherung der Frei-
raumfunktionen Boden, Wasser, Klima, 
Arten- und Biotopschutz, der naturbezo-
genen Erholung sowie insbesondere der 
land- und forstwirtschaftlichen Bodennut-
zung und Produktion. Regionale Grün-
züge dürfen keiner weiteren Belastung, 
insbesondere durch Bebauung ausge-
setzt werden. Funktionswidrige Nutzun-
gen sind ausgeschlossen. 
 

s.o.  
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Bei vorgenanntem Plansatz handelt es 
sich um ein Ziel der Raumordnung. Alle 
Bauleitpläne sind den Zielen der Raum-
ordnung anzupassen (§ 1 Abs. 4 
BauGB). Ziele der Raumordnung sind als 
verbindliche Vorgaben, die nicht der Ab-
wägung unterliegen, zu beachten (§ 3 
Abs.1 Nr. 2 ROG und § 4 Abs. 1 ROG). 
 

s.o.  

Aufgrund seiner Lage verstößt das vor-
liegende Vorhaben gegen PS 3.1.1 (Z) 
Regionalplan 
 

s.o.  

Gem. § 24 Landesplanungsgesetz kann 
das Regierungspräsidium Stuttgart als 
höhere Raumordnungsbehörde im Ein-
zelfall auf Antrag eine Abweichung von 
einem Ziel der Raumordnung zulassen, 
wenn die Abweichung unter raumordneri-
schen Gesichtspunkten vertretbar ist und 
die Grundzüge der Planung nicht berührt 
werden. Ein solches Zielabweichungs-
verfahren wird von der Stadt Wendlingen 
am Neckar, der Gemeinde Köngen und 
dem GVV Wendlingen derzeit bereits 
vorbereitet. Bis zum Abschluss des Ver-
fahrens bestehen unsererseits Bedenken 
hinsichtlich der Vereinbarkeit des Vorha-
bens mit PS 3.1.1 (Z) Regionalplan (Re-
gionaler Grünzug). 
 

s.o.  

Ferner ragt das Plangebiet in ein Gebiet 
für Naturschutz und Landschaftspflege. 
Gem. PS 3.2.1 (G) Regionalplan werden 
zur Erhaltung und Verbesserung der 
Funktions- und Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes sowie zur Sicherung 
und Förderung der biologischen Vielfalt 
Vorbehaltsgebiete für Naturschutz und 
Landschaftspflege festgelegt und in der 
Raumnutzungskarte gebietsscharf dar-
gestellt. Ihren Belangen kommt bei der 
Abwägung mit konkurrierenden Nutzun-
gen ein besonderes Gewicht zu. Wir bit-
ten, die Begründung um eine entspre-
chende Auseinandersetzung mit dem 
Plansatz zu ergänzen. 
 

Die Begründung und der Umwelt-
bericht enthalten entsprechende 
Ausführungen. 

ja 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Schließlich sollte die Diskrepanz bei den 
Flächenangaben (FNP: 15, 2 ha und 
BPL: 15,5 ha) ausgeräumt werden.  
 

Keine Änderung notwendig. 
Die Abgrenzung der FNP-Ände-
rung umfasst im Gegensatz zum 
Geltungsbereich des Bebauungs-
plans nicht Teile der bestehenden 
Verkehrsflächen der Plochinger 
Straße. 

nein 

Abteilung 5 – Umwelt 
 

  

Naturschutz: 
 

  

Flächen des Artenschutzprogramms Ba-
den-Württemberg sind vom Vorhaben 
nicht betroffen. 
 

  

Das Vorhabengebiet grenzt in gerade 
einmal ca. 80 m Entfernung im Süden an 
das Naturschutzgebiet „Neckarwasen“. 
Unter Berücksichtigung der Verordnung 
des Regierungspräsidiums Stuttgart über 
das Naturschutzgebiet vom 23.03.1992 
ist zu beachten, dass nach § 23 Abs. 2 
BNatSchG auch Handlungen verboten 
sind, die zwar außerhalb eines Natur-
schutzgebietes stattfinden, sich in die-
sem aber negativ auswirken. 
 

Wird im Umweltbericht des paral-
lel zur FNP-Änderung aufgestell-
ten vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan mit Satzung über Örtli-
che Bauvorschriften ,,Ghai II-
Neckarwasen, 1. Änderung und 
Erweiterung“ abgehandelt. 
 

ja 

Die Bebauungsplanfläche liegt zudem in-
nerhalb von Suchräumen von Biotopver-
bundflächen feuchter Standorte (vgl. 
Fachplan Landesweiter Biotopverbund, 
LUBW, 2014). Sollten diese Flächen 
überplant werden, so wird unter natur-
schutzrechtlichen Gesichtspunkten auf § 
22 Abs. 2 S. 1 NatSchG BW i.V.m. § 21 
BNatSchG verwiesen, wonach alle öf-
fentlichen Planungsträger bei ihren Pla-
nungen die Belange des Biotopverbun-
des zu berücksichtigen haben. Auch ist 
der Biotopverbund im Rahmen der Ein-
griffsregelung zu berücksichtigen. 
 

Kenntnisnahme 
Inwieweit das Regenrückhaltebe-
cken aufgrund der Lage außer-
halb des B-Plans im Umweltbe-
richt behandelt wird, oder ob ein 
separates Verfahren erforderlich 
ist, wird mit dem LRA abgestimmt. 

--- 

Nach den vorgelegten Unterlagen wird 
im weiteren Verfahren eine spezielle ar-
tenschutzrechtliche Prüfung (saP) durch-
geführt und ein entsprechendes Maß-
nahmenkonzept für Natur- und Arten-
schutz entwickelt. Eine abschließende 
Beurteilung von Betroffenheiten streng 
geschützter Arten durch die höhere 

Die saP mit entsprechendem 
Maßnahmenkonzept wird im Rah-
men des parallel zur FNP-Ände-
rung aufgestellten vorhabenbezo-
gener Bebauungsplan ,,Ghai II-
Neckarwasen, 1. Änderung und 
Erweiterung“ erstellt. Das Maß-
nahmenkonzept wird im Vorfeld 

ja 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Naturschutzbehörde sowie eine abschlie-
ßende Stellungnahme kann daher erst 
nach Vorlage der saP erfolgen. 
 

mit den entsprechenden Behör-
den abgestimmt. 

Dennoch möchten wir bereits zum jetzi-
gen Zeitpunkt folgende Hinweise geben: 
 

  

Die betroffenen Flächen bilden durch 
ihre hohe Strukturvielfalt und zahlreichen 
Habitatbäume Lebensraum für viele be-
sonders und streng geschützte Tierarten 
und dienen dazu als Pufferhabitat für Ar-
ten der angrenzenden Naturschutzge-
biete.  
Sie sind damit von hohem naturschutz-
fachlichen Wert, was auch die Ergeb-
nisse der bereits durchgeführten Artkar-
tierungen durch einen Gutachter bestäti-
gen. Auch möchten wir bereits darauf 
hinweisen, dass eine Betroffenheit von 
großen Populationen von besonders und 
streng geschützten Arten mit einem ho-
hen Ausgleichsaufwand verbunden ist 
und gegebenenfalls Ausnahmen von den 
Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 
BNatSchG sowie ggf. von dem Verbot 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 BArtSchV notwen-
dig werden. 
 

Die entsprechenden Ausnahmen 
von den Verbotstatbeständen 
werden gestellt. 

ja 

Insbesondere im Zusammenhang mit 
dem Nachweis einer großen Zau-
neidechsen-Population möchten wir be-
reits auf folgendes hinweisen:  
Sofern im Rahmen der Vergrämung/Um-
setzung/Umsiedlung beim Fang von im 
Eingriffsbereich befindlichen Zau-
neidechsen eine Schlinge verwendet 
werden soll, bedarf es für den Schlingen-
fang einer Ausnahme gemäß § 4 Abs. 3 
BArtSchV von dem Verbot nach § 4 Abs. 
1 Nr. 1 BArtSchV. Der Antrag ist frühzei-
tig beim Regierungspräsidium Stuttgart 
(Referat 55) zu stellen. In dem Antrag 
sind die Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 
BArtSchV entsprechend darzulegen.  
Sollten nach der Beurteilung der zustän-
digen unteren Naturschutzbehörde inner-
halb des Aktionsraumes der im Eingriffs-
bereich befindlichen Zauneidechsen-Po-
pulation keine Ersatzhabitate zur 

Die Ausnahmeanträge werden 
gestellt. 

ja 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Umsetzung gefunden werden, so ist eine 
Umsiedlung der Tiere in entferntere Ha-
bitate notwendig. Dies bedarf ebenfalls 
einer Ausnahme nach § 45 BNatSchG 
von den Verbotstatbeständen nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG, wofür ein entspre-
chender Antrag beim Regierungspräsi-
dium Stuttgart (Referat 55) zu stellen ist. 
 
Im Rahmen des Ausnahmeantrags ist 
insbesondere darzulegen, wo sich die 
Ersatzflächen konkret befinden und, 
dass sie artgerecht aufgewertet wurden. 
Des Weiteren sind die Art und Weise des 
Vorgehens bei der Umsiedlung, der Zeit-
raum, die Nutzung von Hilfsmitteln sowie 
die Voraussetzungen des § 45 Abs. 7 
BNatSchG darzulegen. 
 

Es wird entsprechend verfahren. ja 

Obwohl für das Nachstehende eine Zu-
ständigkeit der unteren Naturschutzbe-
hörde gegeben ist, möchten wir folgende 
Hinweise geben: 
 

  

Der Vorhabenbereich grenzt im Norden 
direkt an das Landschaftsschutzgebiet 
„Köngen“. Soweit im Rahmen des Vorha-
bens in Flächen des Landschaftsschutz-
gebiets eingegriffen werden sollte, so ist 
zur Umsetzung des Vorhabens ggf. eine 
Befreiung/Erlaubnis von den Verbotsvor-
schriften der Verordnung über das be-
treffende Landschaftsschutzgebiet erfor-
derlich ist. 
 

  

Darüber hinaus grenzt im Norden an den 
Vorhabenbereich ein nach § 30 
BNatSchG und § 33 NatSchG gesetzlich 
geschütztes Biotop. Soweit im Rahmen 
der Maßnahmenumsetzung bzw. des 
Ausbauvorhabens in geschützte Biotope 
eingegriffen werden sollte, wäre gemäß 
§ 30 Abs. 3 BNatSchG, § 33 Abs. 3 Nr. 2 
NatSchG mit der zuständigen unteren 
Naturschutzbehörde zu klären, ob es ei-
ner Ausnahme bedarf und ob diese er-
teilt werden könnte. 
 

Kenntnisnahme 
In das geschützte Biotop wird 
nach derzeitigem Kenntnisstand 
nicht eingegriffen. Die Betroffen-
heit bzw. der Ausgleich der Ein-
griffe in weitere geschützte Bio-
toptypen im Eingriffsbereich (u. a. 
Feldhecken und Feldgehölze) 
wurde im Umweltbericht zum pa-
rallel zur FNP-Änderung aufge-
stellten vorhabenbezogener Be-
bauungsplan ,,Ghai II-Neckar-
wasen, 1. Änderung und Erweite-
rung“ behandelt. 
 

--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Die weitere naturschutzfachliche Beurtei-
lung sowie die artenschutzrechtliche Prü-
fung (ggf. inkl. der CEF-Maßnahmen) 
gem. §§ 44 ff. BNatSchG obliegen 
grundsätzlich zunächst der unteren Na-
turschutzbehörde. Nur dann, wenn für 
streng geschützte Tier- und Pflanzenar-
ten eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 
BNatSchG oder eine Befreiung nach § 
67 BNatSchG erforderlich ist, bedarf es 
eines Antrags an das Regierungspräsi-
dium (Referat 55). Gleiches gilt, wenn es 
für streng geschützte sowie für nicht 
streng geschützte Arten zusammen einer 
Ausnahme oder Befreiung bedarf. 
 

Das Maßnahmenkonzept sowie 
die Erforderlichkeit entsprechen-
der Ausnahmen nach § 45 Abs. 7 
BNatSchG oder Befreiungen nach 
§ 67 BNatSchG werden mit der je-
weils zuständigen Behörde abge-
stimmt. 

ja 

Ergänzende Hinweise: 
 

  

Wenn Festsetzungen eines FNP/BPL mit 
den Regelungen einer naturschutz- bzw. 
artenschutzrechtlichen Verbotsregelung 
nicht zu vereinbaren sind, ist der 
FNP/BPL mangels Erforderlichkeit dann 
unwirksam, wenn sich die entgegenste-
henden naturschutz- bzw. artenschutz-
rechtlichen Regelungen als dauerhaftes 
rechtliches Hindernis erweisen. Wirksam 
ist der FNP/BPL hingegen, wenn für die 
geplante bauliche Nutzung die Erteilung 
einer Ausnahme oder Befreiung von die-
sen Bestimmungen rechtlich möglich ist, 
weil objektiv eine Ausnahme- oder Be-
freiungslage gegeben ist und einer Über-
windung der artenschutzrechtlichen Ver-
botsregelung auch sonst nichts entge-
gensteht. 
 

Kenntnisnahme 
 
Durch das Büro Deuschle wurde 
im Rahmen des parallel zur FNP-
Änderung aufgestellten vorhaben-
bezogener Bebauungsplans 
,,Ghai II-Neckarwasen, 1. Ände-
rung und Erweiterung“ eine spezi-
elle artenschutzrechliche Prüfung 
(saP) sowie ein Maßnahmenkon-
zept zum naturschutzrechtlichen 
und artenschutzrechtlichen Aus-
gleich erarbeitet und mit der unte-
ren Naturschutzbehörde beim 
LRA Esslingen abgestimmt. 
Die im Einzelfall notwendigen An-
träge auf Ausnahme oder Befrei-
ung im Hinblick auf für streng ge-
schützte Tier- und Pflanzenarten 
nach § 45 Abs. 7 BNatSchG oder 
§ 67 BNatSchG werden frühzeitig 
bei der zuständigen Stelle des 
Regierungspräsidiums Stuttgart 
(Ref 55) gestellt. 
 
Dauerhafte rechtliche Hindernisse 
sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
erkennbar. 
 

--- 

Im Zusammenhang mit der geplanten Er-
richtung neuer Gebäude ist der gesetzli-
che Artenschutz nach § 44 BNatSchG, 

Nicht Gegenstand des FNP-Ände-
rungsverfahren. Betrifft das paral-
lel durchgeführte BP-Verfahren 

nein 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

hier insbesondere auch mögliche Vor-
kommen von Vögeln und Fledermäusen, 
zu berücksichtigen. Hierzu möchten wir 
auf Folgendes hinweisen: 
 

„Ghai II-Neckarwasen, 1. Ände-
rung und Erweiterung“. 

· Das Risiko einer signifikanten Er-
höhung von Vogelschlag an Glas-
bauteilen ist insbesondere im Hin-
blick auf wichtige Vogelvorkom-
men und gemäß § 44 BNatSchG 
zu vermeiden. Daher sind grund-
sätzlich große Glasflächen und 
Über-Eck-Verglasungen möglichst 
auszuschließen. 

 

  

· Informationen für nachhaltige Be-
leuchtungskonzepte zum Schutz 
von Menschen, aber auch zum 
Schutz von z.B. Insekten und 
nachtaktiven Tieren geben Ihnen 
folgende Internet-Links: 
https://www.sternenpark-schwae-
bische-alb.de/richtig-umrues-
ten.html ; https://www.bios-
phaerenreservat-rhoen.de/ser-
vice/publikationen (Stichwort: Au-
ßenbeleuchtung). 

 

  

· Falleffekte, insbesondere für 
Kleintiere, sollten durch engstre-
bige Gullydeckel und engma-
schige Schachtabdeckungen re-
duziert werden (s. http://www.ar-
tenschutz-am-haus.de/doku-
mente-links/dokumente/ (Informa-
tionsblatt Tierfallen im Siedlungs-
bereich). 

 

  

· Es wird angeregt, an Bäumen des 
Plangebiets sowie an oder in Ge-
bäudefassaden künstliche Nisthil-
fen für Vögel und künstliche Quar-
tiere für Fledermäuse anzubrin-
gen. Bei der Initiierung bzw. Orga-
nisation einer dauerhaften Betreu-
ung der Nisthilfen und Quartiere 
können ggf. die örtlichen Natur-
schutzvereinigungen unterstützen. 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

· Des Weiteren wird angeregt, nicht 
nur auf öffentlichen, sondern auch 
auf privaten Grünflächen im Plan-
gebiet möglichst standortheimi-
sche Bäume, Sträucher, Stauden 
und Gräser zu verwenden. 

 

  

· Durch dauerhafte extensive Be-
grünung von Flachdächern und 
schwach geneigten Dachformen 
verringert sich der Abfluss von 
Niederschlagswasser und gleich-
zeitig werden Nahrungshabitate 
für zahlreiche Tierarten geschaf-
fen. 

 

  

Vor Baubeginn ist deshalb u.a. mit der 
zuständigen unteren Naturschutzbe-
hörde ein Maßnahmenkonzept abzustim-
men. 
 

Das Maßnahmenkonzept wurde 
frühzeitig mit der unteren Natur-
schutzbehörde abgestimmt. 

ja 

Für Rückfragen stehen Ihnen  
Herr Kitz, Referat 55, 
0711/904-15509, 
Claudius.Kitz@rps.bwl.de  
Frau Rübesam, Referat 56, 
 0711/904-15611 
Ella.Ruebesam@rps.bwl.de 
zur Verfügung 
 

  

Anmerkung: 
 

  

Die Abteilungen 4 - Mobilität, Verkehr, 
Straßen- wird bei Bedarf gesondert Stel-
lung nehmen. 
 

Kenntnisnahme --- 

Die Abteilung 8 - Landesamt für Denk-
malpflege - meldet Fehlanzeige. 
 

Kenntnisnahme --- 

Hinweis: 
 

  

Wir bitten künftig - soweit nicht bereits 
geschehen - um Beachtung des Erlasses 
zur Koordination in Bauleitplanverfahren 
vom 11.03.2021 mit jeweils aktuellem 
Formblatt  
(abrufbar unter https://rp.baden-wuert-
temberg.de/themen/bauen/bauleitpla-
nung/).  
 

Kenntnisnahme --- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Zur Aufnahme in das Raumordnungska-
taster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG ge-
beten, dem Regierungspräsidium nach 
Inkrafttreten des Planes eine Fertigung 
der Planunterlagen in digitalisierter Form 
an das Postfach KoordinationBauleitpla-
nung@rps.bwl.de zu senden. Die Stadt-
kreise und großen Kreisstädte werden 
gebeten, auch den Bekanntmachungs-
nachweis digital vorzulegen 
 

Es wird entsprechend verfahren. ja 

Wir bitten um weitere Beteiligung am 
Verfahren. 
 
 

Kenntnisnahme --- 

8. Polizeipräsidium Reutlingen 
(Schreiben vom 25.08.2022) 

 

  

Zitat: 
„Im Wesentlichen verweisen wir auf 
frühere Stellungnahmen und Bespre-
chungen sowie die Gesprächsnotiz vom 
27.04.2021 anlässlich eines Online-Vor-
stellungstermins mit den Knackpunkten: 
 

Nicht Gegenstand des FNP-Ände-
rungsverfahren. Betrifft das paral-
lel durchgeführte BP-Verfahren 
„Ghai II-Neckarwasen, 1. Ände-
rung und Erweiterung“. 
Siehe die Abwägung hierzu. 

nein 

· leistungsfähig untersuchte Links-
abbiegespur auf der K 1266, 

 

  

· hinreichend dimensionierte Zu-
fahrt zur Gewährleistung einer zu 
verhindernden Nutzung unvorher-
gesehener Fahrbahnteile, 

 

  

· hinreichend dimensionierte Flä-
chen und intelligente Organisation 
auf dem Areal selbst zum Aus-
schluss von Rückstaus in den öf-
fentlichen Verkehrsraum, 

 

  

· Ausschluss von Blendwirkungen 
jeglicher Art auf die K 1266 und 
insbesondere Kraftfahrstraße B 
313 weder durch Arealbeleuch-
tung noch durch Werbeanlagen 
verursacht, 

 

  

· Jegliches, konsequentes Freihal-
ten von Flächen des öffentlichen 
Raums, auch auf der Bestands-
seite im Süden des Areals und auf 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

den Zuwegungen von der B 313 
kommend, Ausschluss von Rück-
staus, Wechselbrückenarbeiten 
u.a., 

 
· klare, innerbetriebliche Ansagen 

und Planungen um Abläufe zu 
etablieren, Ziel ist die konse-
quente Entlastung öffentlichen Inf-
rastruktur, 

 

  

· Planung hinreichender Parkflä-
chen für das nach Norden wan-
dernde Trailgelände. 

 

  

Im Übrigen verweisen wir auf einschlägi-
ges Bau – und Straßenrecht und die Ex-
pertise der Straßenbaulastträger und des 
untersuchenden Büros.“ 
 
 

  

9. Netze BW GmbH 
(Schreiben vom: 06.09.2022) 

 

  

Im Geltungsbereich des Flächennut-
zungsplans bestehen Versorgungsanla-
gen der Netze BW GmbH. 
 

  

> Stellungnahme der Netzentwick-
lung Projekte Genehmigungsma-
nagement Sparte 110-kV-Netz 
(NETZ TEPM) 

 

  

· Seitens des Genehmigungsmana-
gements Netzentwicklung Pro-
jekte bestehen keine Bedenken 
gegen die Änderung des Flächen-
nutzungsplans. 

 

Kenntnisnahme --- 

· Für die überörtliche Stromversor-
gung bestehen Trassen für 110-
kV-Leitungen der Netze BW.  

 

  

· Unsere 110-kV-Leitungs- bzw. 
Versorgungsanlagen sind im Flä-
chennutzungsplan richtig darzu-
stellen.  

 

Die FNP-Änderung enthält ent-
sprechende nachrichtliche Dar-
stellungen und Hinweise. 

ja 

· Wir bitten darum, die in den Plan-
unterlagen zur Verfügung 

s.o.  
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

gestellte(n) 110-kV-Leitung im 
Flächennutzungsplan nach der 
Planzeichenverordnung (PlanZV) 
gemäß §5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB als 
Hauptversorgungsleitung(en) dar-
zustellen. Der Beschrieb der 110-
kV-Leitung ist mit „110-kV Netze 
BW“ zu versehen.  

 
· Im Nahbereich der 110-kV-Leitung 

ist eine bauliche Nutzung nicht 
bzw. nur bedingt und eine andere 
Nutzung nur in beschränkter 
Weise und nur im Einvernehmen 
mit der Netze BW zulässig. 

 

Kenntnisnahme --- 

· Im Geltungsbereich des Flächen-
nutzungsplans bestehen aktuell 
keine Planungen zu 110-kV-Anla-
gen. 

 

Kenntnisnahme --- 

· Im parallel laufenden Bebauungs-
planverfahren erhalten Sie eine 
separate Stellungnahme der 
Netze BW GmbH in der wir uns zu 
den konkreten Nutzungsein-
schränkungen im Bereich der 110-
kV-Leitung bzw. Versorgungsan-
lage(n) äußern. 

 

Kenntnisnahme --- 

> Stellungnahme der Netzentwick-
lung Mitte Netzplanung Sparten 
Strom (Mittel- und Niederspan-
nung) (NETZ TEMN) 

 

  

· Im Planungsgebiet befinden sich 
Mittelspannungskabel der Netze 
BW GmbH. Die Mittelspannungs-
kabel sind nach unserer Ansicht 
bauhinderlich und müssen neu 
trassiert werden. 

 

Kenntnisnahme 
Nicht Gegenstand des FNP-Ände-
rungsverfahren. Betrifft das paral-
lel durchgeführte BP-Verfahren 
„Ghai II-Neckarwasen, 1. Ände-
rung und Erweiterung“. 
 

--- 

Wir bitten darum, unsere Stellungnahme 
im weiteren Verfahren zu berücksichti-
gen und uns über das Abwägungsergeb-
nis zu informieren, nach Abschluss des 
Verfahrens das Inkrafttreten des Flä-
chennutzungsplans mitzuteilen und uns 
eine endgültige Fassung des Flächen-
nutzungsplans in digitaler Form an 

Es wird entsprechend  
verfahren. 
 

ja 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

unsere E-Mail-Sammelpostfachadresse 
bauleitplanung@netze-bw.de zuzusen-
den. Hierzu geben Sie bitte jeweils die 
o.g. Vorgangs-Nr. an. 
 
Des Weiteren bitten wir darum, sofern 
noch nicht geschehen, die bisher ver-
wendete Verteileradresse gegen unsere 
aktuelle Anschrift abzuändern: 
 
 

Kenntnisnahme --- 

Netze BW GmbH 
Netzentwicklung Projekte – Genehmi-
gungsmanagement 
Externe Planungsverfahren NETZ TEPM 
Schelmenwasenstraße 15 
70567 Stuttgart 
 

  

Gerne, und der Umwelt zuliebe, lassen 
Sie uns künftig Verfahrensunterlagen bei 
Beteiligungen in digitaler Form an unser 
Sammelpostfach-E-Mail-Adresse bauleit-
planung@netze-bw.de zukommen. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

Die parallel versetzt verlaufende Lei-
tungsanlage ist nicht im Eigentum der 
Netze BW GmbH. Es handelt sich hier 
um die 220-kV-Leitung, LA 0342 der 
TransnetBW GmbH. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

Wir bitten, falls noch nicht geschehen, 
die TransnetBW GmbH, Heilbronner Str. 
51-55 in 70191 Stuttgart, E-Mail: bauleit-
planung@transnetbw.de ebenfalls (auch 
bei künftigen Verfahren) zu beteiligen. 
Bitte korrigieren Sie Ihre Verteilerliste der 
TöB entsprechend. 
 

Die TransnetBW GmbH wurde be-
teiligt. 

ja 

Anbei erhalten Sie zur Aktualisierung des 
Planwerks des Flächennutzungsplans 
die Planunterlagen unserer Versorgungs-
anlagen. 
 

  

   
Abschließend bitten wir, uns am weiteren 
Verfahren und an nachgelagerten Be-
bauungsplanverfahren zu beteiligen. 
 

Es wird entsprechend  
verfahren. 
 

ja 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

10. Regierungspräsidium Stuttgart 
Mobilität, Verkehr, Straßen 
(Schreiben vom: 29.08.2022) 

 

  

Gegen die vorgesehene Fortschreibung 
bzw. Änderung des Flächennutzungspla-
nes bestehen von unserer Seite keine 
Einwände. 
 

Kenntnisnahme 
 

--- 

Es wird davon ausgegangen, dass die 
straßenrechtlichen Anbaubestimmun- 
gen (hier: § 9 FStrG u. § 9 Abs. 6 FStrG) 
weiterhin eingehalten werden. 
 

Eine offizielle Befreiung/ Inaus-
sichtstellung einer Befreiung 
wurde mit dem RP, Ref. 42 im 
Rahmen des parallelen Bebau-
ungsplanverfahrens abgestimmt. 

 

11. Verband Region Stuttgart 
(Schreiben vom 06.09.2022) 

 

  

1. Dem Vorhaben stehen aufgrund der 
Lage im Regionalen Grünzug Ziele der 
Regionalplanung entgegen. 

Kenntnisnahme 
Wird im Umweltbericht abgearbei-
tet. Das entsprechende Zielabwei-
chungsverfahren läuft parallel.  
 

--- 

2. Auf das erforderliche Zielabwei-
chungsverfahren wird hingewiesen. 
 

Kenntnisnahme 
Die erforderlichen Unterlagen 
wurden bereits eingereicht. 

--- 

Dem Beschlussvorschlag geht folgender 
Sachvortrag mit regionalplanerischer 
Wertung voraus: 
 

  

Sachvortrag:  
Nordöstlich der Ortslage von Köngen be-
findet sich zwischen der Bundesstraße B 
313 und der Kreisstraße K 1266 das 
DHL-Paketzentrum Köngen. Um das zu-
nehmende Sendungsaufkommen bewäl-
tigen zu können, ist die Erweiterung des 
bestehenden Paketzentrums erforderlich. 
 

  

Diese geplante Erweiterung ragt in einen 
Regionalen Grünzug hinein.  
Der Planungsausschuss hat sich mit die-
sem Vorhaben bereits in seiner Sitzung 
am 12.07.2017 befasst (vgl. Vorlage Nr. 
PLA 212/2017). Hinsichtlich des Regio-
nalen Grünzugs wurden Bedenken ge-
gen den Bebauungsplanentwurf sowie 
gegen die 4. Änderung der 3. Fortschrei-
bung des Flächennutzungsplans des Ge-
meindeverwaltungsverbandes Wendlin-
gen am Neckar erhoben und auf die 

Kenntnisnahme 
Das Zielabweichungsverfahren 
läuft parallel. 

--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Erforderlichkeit eines Zielabweichungs-
verfahren hingewiesen 
 
Mittlerweile haben sich die Anforderun-
gen an das geplante Vorhaben geändert. 
Daher wurden die Beschlüsse zur Auf-
stellung des Bebauungsplanes bzw. Än-
derung des FNP aus dem Jahr 2017 auf-
gehoben. Mittlerweile liegen neue Be-
schlussfassungen vor, wobei nun ein 
vorhabenbezogener Bebauungsplan auf-
gestellt werden soll; parallel zur 4. Ände-
rung des FNP. 
 

  

Die Änderungen gegenüber der Planung 
aus dem Jahr 2017 betreffen im Wesent-
lichen die Stellflächen und Parkhäuser, 
die innere Erschließung, den Neubau ei-
ner „Co-Location“ (im ursprünglichen 
Planentwurf als mechanisierte Zustellba-
sis bezeichnet) sowie den Lärmschutz. 
 

  

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan 
stellt das Plangebiet als „gewerbliche 
Baufläche Bestand“ (ca. 8,5 ha) und als 
landwirtschaftliche Fläche (ca. 6,7 ha) 
dar.  
Die Darstellungen sollen in „gewerbliche 
Baufläche Bestand“ (ca. 8,5 ha), „ge-
werbliche Baufläche geplant“ (ca. 5,9 
ha), Verkehrsfläche (ca. 0,1 ha) und Flä-
che für Sportanlagen ca. 0,7 ha) geän-
dert werden. 
 

  

Der Bebauungsplanentwurf setzt als Nut-
zung „Paketzentrum für die Sammlung, 
Sortierung und Verteilung von Post- und 
Paketsendungen sowie dem Paketzent-
rum dienende Gebäude, bauliche Anla-
gen, Nebenanlagen, Erschließungsflä-
chen sowie Kfz- und Lkw-Stellplätze so-
wie Anlagen für den Lärmschutz“ fest. 
Zudem werden Flächen für Sportanlagen 
mit der Zweckbestimmung „Trialgelände 
für Motorräder“ festgesetzt. Ausnahms-
weise zulässig sind hier Schank- und 
Speisewirtschaften.  
Aussagen bezüglich des Wegfalls der 
vorhandenen ökologischen Ausgleichs-
maßnahmen und Retentionsflächen 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

liegen derzeit noch nicht vor. Der Um-
weltbericht wird derzeit erstellt. 
 
Regionalplanerische Wertung:  
Die in der Vorlage Nr. PLA 212/2017 ge-
troffene Regionalplanerische Wertung 
gilt im Wesentlichen weiterhin: 
 

  

Der größte Teil der geplanten Erweite-
rungsfläche ragt keilförmig in einen Regi-
onalen Grünzug. Regionale Grünzüge 
dürfen lt. Plansatz 3.1.1 (Z) des Regio-
nalplanes keiner weiteren Belastung, ins-
besondere durch Bebauung, ausgesetzt 
werden. Funktionswidrige Nutzungen 
sind ausgeschlossen. 
 

Kenntnisnahme 
Das Zielabweichungsverfahren 
läuft parallel. 

--- 

Zwischen den Gemeinden Köngen und 
Wendlingen am Neckar, dem Investor, 
der Geschäftsstelle des Verbands Re-
gion Stuttgart und Vertretern des Regie-
rungspräsidiums Stuttgart sowie des 
Landratsamtes wurden in Vorgesprächen 
verschiedene Fragen u.a. zu alternativen 
Standorten außerhalb Regionaler Grün-
züge erörtert: Die Errichtung der Co-Lo-
cation ist zwar an einem anderen Stand-
ort theoretisch denkbar, jedoch aufgrund 
der Arbeitsabläufe und zur Minimierung 
der internen Verkehrswege nur in enger 
Nachbarschaft mit dem bestehenden Pa-
ketzentrum sinnvoll. Da es keine Alterna-
tive zur Erweiterung des Postfrachtzent-
rums gibt, die sich ohne Eingriff in einen 
Regionalen Grünzug realisieren ließe, 
wurde in den Vorgesprächen eine kom-
paktere Stellung der geplanten zu den 
bestehenden Gebäuden angeregt, um 
den Eingriff in den Freiraum zu mini- 
mieren. 
 

Kenntnisnahme 
Die Planung sieht eine kompakte 
Anordnung der geplanten Coloca-
tion im nordwestlichen Anschluss 
an das bestehende Paketzentrum 
vor. Die erforderlichen Stellplätze 
für Beschäftigte und für Zustell-
fahrzeuge sind überwiegend flä-
chensparend in 2 mehrgeschossi-
gen Parkhäusern vorgesehen. 
Eine weitere Komprimierung der 
Gesamtanlage ist aus funktiona-
len Gründen nicht möglich. 

--- 

Mit der Erweiterung des Paketzentrums 
soll zudem die verkehrliche Erschließung 
und Abwicklung neu konzipiert werden. 
Die Umsetzung der geplanten Maßnah-
men würde eine deutliche Verbesserung 
der Verkehrssituation in Köngen allge-
mein und im angrenzenden Gewerbege-
biet insbesondere zur Folge haben. 
 

Kenntnisnahme --- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Da den Planungen jedoch der Regionale 
Grünzug als verbindliches Ziel der Regi-
onalplanung entgegensteht soll beim Re-
gierungspräsidium Stuttgart die Zulas-
sung einer Zielabweichung beantragt 
werden. Der Verband Region Stuttgart 
wird dazu in einem gesonderten Verfah-
ren beteiligt. 
 

Kenntnisnahme 
Das Zielabweichungsverfahren 
läuft parallel. 

--- 

Das Plangebiet liegt nach Plansatz 3.2.1 
(G) des Regionalplanes in einem Vorbe-
haltsgebiet für Naturschutz und Land-
schaftspflege. Hier soll der Naturhaushalt 
erhalten und die biologische Vielfalt ge-
fördert werden. Diesen Belangen kommt 
bei der Abwägung ein besonderes Ge-
wicht zu. 
 

Die Begrünung und der Umwelt-
bericht enthalten Ausführungen 
zu diesen Themen. 

ja 

Nach der Sitzung des Planungsaus-
schusses wird Ihnen der Beschluss um-
gehend mitgeteilt. 
 

Kenntnisnahme --- 

12. Landratsamt Esslingen 
Amt für Bauen und Naturschutz 
(Schreiben vom 13.09.2022) 

 

  

I. Amt für Wasserwirtschaft und 
Bodenschutz (WBA)  

 

  

1. Oberflächengewässer 
Herr Dieter Fischer, 
Tel. 0711 3902-42435 
 
Das Plangebiet ist bis HQ100 vor 
Hochwasser geschützt, wird aller-
dings bereichsweise von HQextrem 
tangiert.  
 

 
Die rechnerische Überflutungstiefe 
liegt bei ca. 1,5m. Die maßgebliche 
Wasserspiegellage liegt dann bei 
258,4 m.ü.NN. 

Die Risikobereiche für HQextrem 
werden in der Planzeichnung des 
parallel zur FNP-Änderung aufge-
stellten BP dargestellt. 
Durch eine Aufschüttung des be-
stehenden Geländes und eine 
entsprechende Festlegung der 
Erdgeschossfußbodenhöhen lie-
gen die geplanten Gebäude auch 
bei einem HQextrem-Ereignis im 
sicheren Bereich. 
 

ja 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

 

 
Aus Vorsorgegründen zur Vermei-
dung von Schäden werden bauliche 
Maßnahmen empfohlen. Hinweise 
hierzu enthält die Hochwasser-
schutzfibel, welche unter Hochwas-
serschutzfibel (fib-bund.de) abruf-
bar ist. 

 
2. Abwasserableitung, Regenwasser-

behandlung 
Herr Roland Schunn, 
Tel. 0711 3902-42485 
 
Es wird davon ausgegangen, dass 
erforderliche Maßnahmen zur ord-
nungsgemäßen Abwasserablei-
tung, Regenwasserbehandlung und 
Abwasserreinigung im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens getroffen 
werden. 

 

Kenntnisnahme 
 
Auf den parallel zur FNP-Ände-
rung aufgestellten vorhabenbezo-
gener Bebauungsplan mit Sat-
zung über Örtliche Bauvorschrif-
ten ,,Ghai II-Neckarwasen, 1. Än-
derung und Erweiterung“ wir ver-
wiesen. 

--- 

Besonders hingewiesen wird auf § 
55 Absatz 2 Wasserhaushaltsge-
setz, wonach Niederschlagswasser 
ortsnah versickert, verrieselt oder 
direkt über eine Kanalisation ohne 
Vermischung mit Schmutzwasser in 
ein Gewässer eingeleitet werden 
soll, soweit dem weder wasser-
rechtliche noch sonstige öffentlich-
rechtliche Vorschriften noch was-
serwirtschaftliche Belange entge-
genstehen.  

 

s.o.  

Um eine zeitliche Verzögerung des 
Bebauungsplanverfahrens zu ver-
meiden, sollte möglichst frühzeitig 
mit der Erstellung des Entwässe-
rungskonzepts begonnen werden.  

 

s.o.  

Bei der Erstellung des Entwässe-
rungskonzepts ist zu beachten, 
dass die im Rahmen des Baus des 

s.o.  



 
- 24 - 

Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Paketzentrums erstellte Retentions-
fläche zur Niederschlagswasserbe-
seitigung mit der Erweiterung des 
Paketzentrums zu ersetzen ist.  

 
3. Grundwasser 

Herr Ulf Stein, 
Tel. 0711 3902-42481 

 

  

Es bestehen keine grundsätzlichen 
Bedenken. Hinsichtlich der in der 
verbindlichen Bauleitplanung zu klä-
renden Konfliktfelder wird auf die 
Stellungnahme zum Bebauungs-
planverfahren „Ghai II Neckar-
wasen – 1. Änderung und Erweite-
rung" vom 04.08.2022 verwiesen. 
 

Kenntnisnahme 
Auf die Abwägung im Rahmen 
des parallel zur FNP-Änderung 
aufgestellten vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan mit Satzung über 
Örtliche Bauvorschriften ,,Ghai II-
Neckarwasen, 1. Änderung und 
Erweiterung“ wir verwiesen. 

--- 

4. Bodenschutz/ Altlasten 
Frau Tanja Bleyer, 
Tel. 0711 3902-42489 

 

  

Im Geltungsbereich des Flächennut-
zungsplanes befindet sich die Altab-
lagerung „AA Auffüllung Postfracht-
zentrum“. 

 

  

Auf die Stellungnahme zum Bebau-
ungsplanverfahren „Ghai II Neckar-
wasen – 1. Änderung und Erweite-
rung" vom 04.08.2022 wird verwie-
sen. 

 

Kenntnisnahme 
Auf die Abwägung im Rahmen 
des parallel zur FNP-Änderung 
aufgestellten vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan mit Satzung über 
Örtliche Bauvorschriften ,,Ghai II-
Neckarwasen, 1. Änderung und 
Erweiterung“ wir verwiesen. 

--- 

II. Untere Naturschutzbehörde  
 Frau Virginie Stiber, 
 Tel. 0711 3902-42791 

 

  

Gegen die Änderung des Flächen-
nutzungsplanes bestehen derzeit 
naturschutzfachliche Bedenken. 
 
Aktuell ergeben sich natur- und ar-
tenschutzrechtliche Konflikte mit 
der Umsetzung der Planung. 
 

 

Kenntnisnahme 
Auf die Abwägung im Rahmen 
des parallel zur FNP-Änderung 
aufgestellten vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan mit Satzung über 
Örtliche Bauvorschriften ,,Ghai II-
Neckarwasen, 1. Änderung und 
Erweiterung“ wir verwiesen. 

--- 

Aufgrund der geplanten Ausdeh-
nung des Postfrachtzentrums soll 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

der nordöstliche Bereich des darge-
stellten Plangebietes in eine Ge-
werbefläche sowie kleinräumig in 
eine Fläche für Sportanlagen umge-
wandelt werden. Bislang sind hier 
eine Fläche für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Natur und Landschaft (als 
Ausgleich für das bisherige Post-
frachtzentrum) sowie Flächen für 
die Landwirtschaft dargestellt. 

 
Im Plangebiet befinden sich das Bi-
otop „Feldgehölze und Hecken 
'Halden' I, Köngen“, welches auch 
als Kernfläche des Biotopverbun-
des trockener Standorte kartiert ist 
sowie auch geschützte Streuobst-
bestände. 

Die Thematik wurde im Umwelt-
bericht behandelt. Das Biotop 
liegt außerhalb des Eingriffsbe-
reichs und wird nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht beeinträch-
tigt. 
 

ja 

Nördlich grenzt das Landschafts-
schutzgebiet „Köngen“ an und öst-
lich das Naturschutzgebiet „Neckar-
wasen“. Etwas weiter entfernt befin-
det sich das Fauna-Flora-Habitat-
Gebiet (FFH-Gebiet) „Filder“. 

 

  

Es fehlen Angaben aus einem mög-
lichst aktuellen Landschaftsplan. 

 

Aussagen aus dem bestehenden 
Landschaftsplans wurden er-
gänzt. 
 

ja 

Ferner weist der Regionalplan im 
nordöstlichen Bereich Regionalen 
Grünzug mit Vorbehaltsgebiet Na-
turschutz und Landschaftspflege 
aus, was in der Abwägung zu be-
rücksichtigen ist. 

 

Die Thematik wurde im Umwelt-
bericht/ der Begründung behan-
delt. 

 

Aus naturschutzfachlicher Sicht er-
geben sich durch die Änderung des 
Flächennutzungsplans folgende 
Nachteile: 

 

  

° Die Ausgleichsflächen für die 
bisherige Bebauung müssten 
verlegt werden, wodurch sich 
diese dann zeitlich gesehen 
wieder neu entwickeln müss-
ten. 

 

Kenntnisnahme 
Die Thematik wurde im Umwelt-
bericht behandelt.  
 

--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

° Ein wertgebender, alter Streu-
obstbestand mit über 1500 m² 
Fläche würde entfallen. Streu-
obstbestände im Sinne des § 
4 Absatz 7 Landwirtschafts- 
und Kulturgesetzes, die eine 
Mindestfläche von 1500 m² 
umfassen, sind gemäß § 33a 
Absatz 1 Naturschutzgesetz 
Baden-Württemberg 
(NatSchG) zu erhalten.  

 

Die entsprechende Genehmigung 
zur Umwandlung der Streuobst-
bestände wird beantragt. Die Er-
haltung der Bestände liegen auf-
grund deren Überalterung, des 
schlechten Pflegezustands und 
der lückigen Ausprägung nicht im 
überwiegenden öffentlichen Inte-
resse und sind zudem für den Er-
halt der Artenvielfalt nicht von we-
sentlicher Bedeutung. 

ja 

° 48.500 m² Habitatfläche für Ei-
dechsen würden verloren ge-
hen, sodass 500 bis 650 Tiere 
umgesiedelt werden müssten. 

 

Kenntnisnahme 
Ein entsprechendes Maßnahmen-
konzept wurde in der saP bzw. im 
Umweltbericht zum parallel er-
stellten vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan erstellt und mit der 
unteren Naturschutzbehörde ab-
gestimmt. 
 

--- 
 

° Ein Großteil der 34 Habitat-
bäume für die Artengruppen 
der Vögel, Fledermäuse und 
Holzkäfer würde entfallen. 

 

s.o.  

Das sehr Individuen reiche Vorkom-
men der besonders geschützten 
Pförtner-Sandbiene auf dem Moto-
cross- Gelände ist zu erhalten, da 
es für die gesamte Region von 
Wichtigkeit für den Erhalt der Meta-
population ist. 

 

Die Art wurde im Rahmen der Ein-
griffsregelung berücksichtigt. 

ja 

Somit besteht noch Klärungsbedarf 
zu nachfolgenden Themen: 

 

Kenntnisnahme --- 

° Artenschutz, 
 

Ein entsprechendes Maßnahmen-
konzept wurde in der saP bzw. im 
Umweltbericht erstellt und mit der 
unteren Naturschutzbehörde ab-
gestimmt. 
 

 

° Umgang mit dem bestehen-
den Streuobstbestand nach § 
33a NatSchG einschließlich 
einer Alternativenprüfung, 

 

Die entsprechende Genehmigung 
zur Umwandlung der Streuobst-
bestände wird beantragt. Die Er-
haltung der Bestände liegen auf-
grund deren Überalterung, des 
schlechten Pflegezustands und 
der lückigen Ausprägung nicht im 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

überwiegenden öffentlichen Inte-
resse und sind zudem für den Er-
halt der Artenvielfalt nicht von we-
sentlicher Bedeutung. 
 

° Umweltbericht einschließlich 
einer Eingriffs-/ Ausgleichsbi-
lanz sowie 

 

Ein Umweltbericht mit E-A-Bilanz 
wurde erstellt. 

 

° Natura2000-Vorprüfung. 
 

Einen Natura 2000-Vorprüfung 
wrude erstellt. 
 

 

Laut dem vorliegenden Bericht 
„Ziele und Zwecke der Planung“ 
vom 06.05.2022 wird dargelegt, 
dass die geplante Erweiterung nur 
am bestehenden Standort sinnvoll 
sei (Synergieeffekte etc.). Möglich-
erweise wären jedoch Erweiterun-
gen an anderen, bestehenden 
Standorten mit weniger natur-
schutzfachlichen Problemen belegt. 
Hierzu sind noch Aussagen zu tref-
fen. 

 

Thematik wurde im Rahmen des 
Umweltberichtes und des parallel 
zur FNP-Änderung durchgeführ-
ten BP-Verfahrens behandelt. 

ja 

Ob und inwieweit die naturschutz-
rechtlichen Regelungen mit der be-
absichtigten Änderung des Flä-
chennutzungsplanes zu vereinba-
ren sind, kann erst mit Vorlage der 
noch ausstehenden Fachgutachten 
abschließend beurteilt werden.  
Diese sind der unteren Natur-
schutzbehörde rechtzeitig zur Be-
wertung vorzulegen. 

 

Kenntnisnahme 
Es wird entsprechen verfahren. 

--- 

Im Übrigen wird auf die Stellung-
nahme zum Bebauungsplanverfah-
ren „Ghai II Neckarwasen – 1. Än-
derung und Erweiterung“ vom 
04.08.2022 verwiesen. 

 

Kenntnisnahme 
Auf die Abwägung im Rahmen 
des parallel zur FNP-Änderung 
aufgestellten vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan mit Satzung über 
Örtliche Bauvorschriften ,,Ghai II-
Neckarwasen, 1. Änderung und 
Erweiterung“ wir verwiesen. 
 

--- 

Es wird darauf hingewiesen, dass, 
sofern natur- und artenschutzrecht-
lich unüberwindbare Hindernisse 
auftreten, der Flächennutzungsplan 
und folglich auch der 

Im Rahmen der Aufstellung des 
Bebauungsplans „Ghai II-Neckar-
wasen, 1. Änderung und Erweite-
rung“ wurde parallel zur FNP-Än-
derung durch das Büro Deuschle 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Bebauungsplan nicht erforderlich im 
Sinne des § 1 Absatz 3 BauGB 
wäre. 

 

eine spezielle artenschutzrechli-
che Prüfung (saP) sowie ein Maß-
nahmenkonzept zum naturschutz-
rechtlichen und artenschutzrecht-
lichen Ausgleich erarbeitet und 
mit der unteren Naturschutzbe-
hörde abgestimmt. 
Die im Einzelfall notwendigen An-
träge auf Ausnahme oder Befrei-
ung im Hinblick auf für streng ge-
schützte Tier- und Pflanzenarten 
nach § 45 Abs. 7 BNatSchG oder 
§ 67 BNatSchG werden frühzeitig 
bei der zuständigen Stelle des 
Regierungspräsidiums Stuttgart 
(Ref 55) gestellt. 
 
Dauerhafte rechtliche Hindernisse 
sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
erkennbar. 
 
 

III. Gewerbeaufsicht  
 Herr Tobias Bareiß, 
 Tel. 0711 3902-41407  

 

  

 Anlässlich des parallel laufenden 
Bebauungsplanverfahrens „Ghai II 
Neckarwasen – 1. Änderung und 
Erweiterung“ wurde zum hier ge-
genständlichen Planbereich bereits 
eine Stellungnahme abgegeben. 

 

Kenntnisnahme 
Auf die Abwägung im Rahmen 
des parallel zur FNP-Änderung 
aufgestellten vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan mit Satzung über 
Örtliche Bauvorschriften ,,Ghai II-
Neckarwasen, 1. Änderung und 
Erweiterung“ wir verwiesen. 
 

--- 

Insofern wird auf die Stellungnahme 
vom 04.08.2022 zum Bebauungs-
planverfahren verwiesen. 

 

  

IV. Landwirtschaftsamt 
Frau Anna Gürth, 
Tel. 0711 3902-43281 

 

  

Ein Teilbereich des Plangebietes ist 
bereits bebaut, ein anderer Teil wird 
als Motocross-Strecke genutzt. Die 
verbliebenen Dauergrünlandflächen 
werden sehr extensiv bis nicht mehr 
landwirtschaftlich genutzt.  
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Daher können agrarstrukturelle Be-
denken aufgrund des Flächenver-
lustes zurückgestellt werden. 

 

Kenntnisnahme --- 

Die detaillierte Planung der natur-
schutzrechtlichen Ausgleichsmaß-
nahmen liegt entsprechend dem 
Verfahrensstand noch nicht vor. Es 
ist jedoch davon auszugehen, dass 
umfangreiche Ausgleichsmaßnah-
men erforderlich werden.  

 

Im Rahmen der Aufstellung des 
Bebauungsplans „Ghai II-Neckar-
wasen, 1. Änderung und Erweite-
rung“ wurde parallel zur FNP-Än-
derung durch das Büro Deuschle 
eine spezielle artenschutzrechli-
che Prüfung (saP) sowie ein Maß-
nahmenkonzept zum naturschutz-
rechtlichen und artenschutzrecht-
lichen Ausgleich erarbeitet und 
mit der unteren Naturschutzbe-
hörde abgestimmt. 
Die im Einzelfall notwendigen An-
träge auf Ausnahme oder Befrei-
ung im Hinblick auf für streng ge-
schützte Tier- und Pflanzenarten 
nach § 45 Abs. 7 BNatSchG oder 
§ 67 BNatSchG werden frühzeitig 
bei der zuständigen Stelle des 
Regierungspräsidiums Stuttgart 
(Ref 55) gestellt. 
 
Dauerhafte rechtliche Hindernisse 
sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
erkennbar. 
 

 

Bereits zum jetzigen Zeitpunkt wird 
darauf hingewiesen, dass entspre-
chend § 15 Absatz 3 Bundesnatur-
schutzgesetz naturschutzrechtliche 
Ausgleichsmaßnahmen auf land-
wirtschaftlichen Flächen, insbeson-
dere Ackerflächen vermieden wer-
den sollten.  

 

Die Inanspruchnahme von Acker-
flächen für naturschutzrechtliche 
Ausgleichsmaßnahmen ist nicht 
geplant. Durch integrierte Maß-
nahmen auf Wiesen und im 
Neckarwasen wird die Inan-
spruchnahme landwirtschaftlicher 
Flächen minimiert. Zudem findet 
durch den geplanten Ankauf von 
Ökopunkten kein Entzug von 
landwirtschaftlicher Fläche statt. 
 

ja 

V. Gesundheitsamt  
Herr Roland Wagner, 
Tel. 0711 3902-41643 

 

  

Gegen die vorliegende Änderung 
des Flächennutzungsplans beste-
hen aus umwelthygienischer Sicht 
keine Einwände. 

Kenntnisnahme --- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Wasserschutzgebiete sind nicht 
tangiert. Es sind keine, die mensch-
liche Gesundheit gefährdende oder 
beeinträchtigende Einflüsse im 
Plangebiet erkennbar beziehungs-
weise bekannt.  
Dennoch möchten wir auf folgende 
Punkte hinweisen: 

 
1. Lärm 
 

Obwohl das Plangebiet außerhalb 
des Lärmschutzbereichs für den 
Flughafen Stuttgart liegt, ist durch 
Überflüge von startenden oder lan-
denden Flugzeugen und der Nähe 
zur Bundesstraße (B) 313 mit einem 
erhöhten Lärmaufkommen zu rech-
nen. Ein passiver Schallschutz, ins-
besondere auf der Südseite ist für 
Büroräume in Erwägung zu ziehen. 

 

· Im Rahmen des parallel zum 
BP-Verfahrens erstellten 
schalltechnischen Prognose-
gutachtens wurde auch die 
Lärmbelastung innerhalb des 
Plangebietes untersucht und 
auf dieser Basis Vorgaben für 
passive Schallschutzmaßnah-
men für schutzbedürftige 
Räume (Büroräume) innerhalb 
des Plangebietes ausgearbeitet 
(Schalltechnisches Prognose-
gutachten, Graner + Partner In-
genieure, Bergisch Gladbach, 
24.01.2023). 

. 
 

ja 

2. Elektromagnetische Felder 
 

Da im Osten des Plangebietes 
Hochspannungsleitungen oberir-
disch verlaufen, ist darauf zu ach-
ten, dass in Abhängigkeit der Span-
nung Sicherheitsabstände in Bezug 
auf den äußersten ruhenden Leiter 
einzuhalten sind (siehe: „Allge-
meine Verwaltungsvorschrift zur 
Durchführung der Verordnung über 
elektromagnetische Felder – 26. 
BImSchV [26. BImSchVVwV]“). 
 

 

Leitungstrassen und Freihaltezo-
nen werden in der Planzeichnung 
dargestellt. 

ja 

3. Abwasserbeseitigung 
 

Unter Bezugnahme auf § 10 Absatz 
2 Nummer 6 "Hygienische Überwa-
chung von Anlagen zur Abwasser-
beseitigung" und § 10 Absatz 3 
Satz 1 des Gesetzes über den öf-
fentlichen Gesundheitsdienst 

Kenntnisnahme 
Im Rahmen des parallel durchge-
führten BP-Verfahrens wird ein 
Konzept für die Niederschlags-
wasserbeseitigung erstellt. 
 

--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

(ÖGDG) wird hinsichtlich der ver-
bindlichen Bauleitplanung darauf 
hingewiesen, dass bei der Abwas-
serentsorgung in bestehenden oder 
geplanten Mischwassersystemen 
(häusliches Abwasser und Nieder-
schlagswasser) der Anteil von Nie-
derschlagswasser möglichst redu-
ziert werden sollte, um die im Rah-
men von Entlastungsereignissen an 
Regenüberlaufbecken (RÜB) und 
an Kläranlagen auftretende Emis-
sion von Krankheitserregern (Viren, 
Bakterien, Parasiten) aus menschli-
chen Fäkalien in die Gewässer zu 
verringern, da die Gewässer an an-
derer Stelle wieder zur Trinkwas-
sergewinnung, zur Bewässerung 
von Obst- und Gemüse und zur 
Freizeitgestaltung genutzt werden. 
Maßnahmen zur dezentralen Re-
genwasserretention und -versicke-
rung tragen in dieser Hinsicht lang-
fristig auch zur Verbesserung des 
Infektionsschutzes bei (vergleiche 
gegebenenfalls § 1 der Trinkwas-
serverordnung, Artikel 1 Abs. 2 der 
EU-Badegewässer-Richtlinie und 
DIN 19650 "Hygienische Belange 
von Bewässerungswasser"). 

 
4. Altlasten 

 
Es wird davon ausgegangen, dass 
die Altlastensituation im Plangebiet 
mind. mittels historischer Erhebung 
beleuchtet wurde. Sollte es Hin-
weise auf Altablagerungen oder Alt-
standorte geben oder sollten im 
Zuge der Aushubarbeiten für die 
Neubebauung visuelle und/ oder ol-
faktorische Auffälligkeiten zu Tage 
treten, ist unverzüglich das WBA zu 
informieren.  

 

Kenntnisnahme 
 
· Es wurde im Rahmen des Be-

bauungsplanverfahrens ein 
Fachgutachten zum Thema Bo-
denschutz/ Altlasten erstellt 
(Geotechnischer Bericht, 
Kleegräfe, Lippstadt, 
19.01.2023). 

. 
 

--- 

VI. Amt für Geoinformation und 
Vermessung  
Herr Markus Rieth, 
Tel. 0711 3902-41299 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Ein detaillierter Vergleich des Be-
bauungsplanvorentwurfs auf Über-
einstimmung mit dem Liegen-
schaftskataster ist aufgrund des zu 
Grunde liegenden Maßstabs 1: 
7.500 (im Original) nicht möglich. 
 

Kenntnisnahme --- 

VII. Straßenbauamt  
Frau Ariane Humpf, 
Tel. 0711 3902-41151 

 

  

Der Planbereich befindet sich an 
der Außenstrecke der Kreisstraße 
(K) 1266 sowie der B 313 in Kön-
gen. 

 

  

Vom Straßenbauamt werden gegen 
die Änderung des Flächennut-
zungsplanes keine grundsätzlichen 
Einwendungen oder Bedenken er-
hoben.  

 

Kenntnisnahme --- 

Die Details hinsichtlich den Ab-
standsvorgaben sowie dem Umbau 
der Zufahrt an der K 1266 im nord-
östlichen Bereich des Plangebietes 
wurden im Rahmen der Anhörung 
zum Bebauungsplanverfahren be-
handelt. Auf die bereits abgege-
bene Stellungnahme vom 
04.08.2022 zum Bebauungsplan 
„Ghai II Neckarwasen – 1. Ände-
rung und Erweiterung“ wird verwie-
sen. 

 

  

Nachdem von der Planung auch die 
B 313 tangiert ist und es sich hier-
bei um klassifizierte Straßen in der 
Baulast des Bundes handelt, sollte 
auch das Regierungspräsidium 
Stuttgart, Referat 42, Industrie-
straße 5, 70565 Stuttgart angehört 
werden. 

 

Beteiligung RP Stuttgart Ref. 42 
ist im Rahmen der Beteiligung § 
4(1) BauGB erfolgt (siehe Abwä-
gung RP). 
 
Weiter Abstimmung mit RP, Ref. 
42 erforderlich. 

 

VIII. Straßenverkehrsamt  
Frau Susanne Schnelle, 
Tel. 0711 3902-42651 

 

  

Gegen die Ausweisung des Gewer-
begebietes und Festlegung der 

Kenntnisnahme --- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Fläche für Sportanlagen bestehen 
grundsätzlich keine Bedenken. 

 
Auf die Ausführungen vom 
04.08.2022 zum Bebauungsplan-
verfahren wird verwiesen. 

 

Kenntnisnahme 
Auf die Abwägung im Rahmen 
des parallel zur FNP-Änderung 
aufgestellten vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan mit Satzung über 
Örtliche Bauvorschriften ,,Ghai II-
Neckarwasen, 1. Änderung und 
Erweiterung“ wir verwiesen. 
 

--- 

Aus Sicht der Straßenverkehrsbe-
hörde ist eine Erweiterung des 
Postfrachtzentrums zur Schaffung 
zusätzlicher Stellplatzfläche für 
Wechselbrücken, Container, LKW 
sowie eine größere Aufstellfläche 
für wartende LKW und Parkplätze 
im Gelände dringend erforderlich. 
Diese müssen, ebenso wie eine 
Linksabbiegespur auf der K 1266 
zum Betriebsgelände, ausreichend 
dimensioniert sein. Ansonsten ist 
ein Rückstau über die neue ge-
plante Zufahrt auf die K 1266 zu 
befürchten.  

 

  

Für die Sportanlagen ist die Ver-
kehrsabwicklung für Mitglieder des 
MSC Köngen-Wendlingen und für 
Besucher von Veranstaltungen auf 
dem Trial-Gelände durch entspre-
chende Parkplatzmöglichkeiten si-
cherzustellen. 

 

  

Nachfolgend die Stellungnahme 
des Polizeipräsidiums Reutlingen 
(Herr Alexander Fietz, Tel. 0711 / 
3990-671, alexander.fietz@poli-
zei.bwl.de) vom 24.08.2022. 

 

  

Das Straßenverkehrsamt schließt 
sich den Ausführungen an und bit-
tet um Beachtung im weiteren Ver-
fahren: 
 
Zitat: „Wie besprochen, waren wir 
bereits weiter und haben die 

Kenntnisnahme 
Auf die Abwägung im Rahmen 
des parallel zur FNP-Änderung 
aufgestellten vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan mit Satzung über 
Örtliche Bauvorschriften ,,Ghai II-

--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Bebauungsplanänderungen mehr-
fach in großer Runde besprochen 
und protokolliert.  

 
Dabei für uns wesentlich nochmals 
die Knackpunkte aus meiner Erin-
nerung: 

 
° Hinreichend dimensionierte 

Linksabbiegespur auf der K 
1266 als Zufahrt auf das Ge-
lände des Frachtzentrums 

 
° Hinreichend dimensionierte 

Zufahrt, bei Fahrvorgängen ist 
die Nutzung davor nicht vor-
gesehener Flächen auszu-
schließen 

 
° Konsequente Organisation 

und Weiterführung auflaufen-
der Verkehre auf dem Ge-
lände selbst zur Verhinderung 
von Rückstaus auf die K 1266 

 
° Ausschluss künftiger Rück-

staus B 313 / Gottlieb-Daim-
ler-Straße durch interne Kom-
munikation und Nutzung des 
neuen Anschlusses  

 
° Ausschluss künftiger Ladevor-

gänge oder Wechselbrücken-
arbeiten im öffentlichen Raum 

 
° Mit dem Ziel in der Zone darf 

ja aus Richtung B 313 kom-
mend die K 1266 als Liefer-
verkehr befahren werden 

 
° Ausschluss jeglicher Blendwir-

kung auf die B 313 und die K 
1266 durch falsch geplante 
Straßenbeleuchtung im Ge-
lände, Werbeanlagen oder Ar-
beiten im Gelände, Schutz-
mauernplanung 

 
° Ausschluss jeglicher Blendwir-

kung auf die B 313 und die K 
1266 durch Nutzung des 

Neckarwasen, 1. Änderung und 
Erweiterung“ wir verwiesen. 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Trailareals, Schutzmauernpla-
nung  

 
° Planung hinreichend verfüg-

barer Stellplätze für die Nut-
zung des Trialgeländes und 
gegebenenfalls bei dortigen 
Veranstaltungen 

 
 
Im Übrigen unser obligatorischer 
Hinweis bei der Aufstellung des Flä-
chennutzungsplanes, wie beim Be-
bauungsplanverfahren auf einschlä-
giges Regelwerk im Bau – und 
Straßenrecht und die Expertise des 
zuständigen Straßenbaulastträ-
gers.“ 

 

Kenntnisnahme 
Entsprechende Aufstellflächen 
werden im Rahmen der Bauge-
nehmigungsplanung berücksich-
tigt. 

--- 

IX. Nahverkehr/ Infrastrukturplanung  
Herr Bastian Bröcker, 
Tel. 0711 3902-42810 

 

  

Es bestehen keine Einwände ge-
gen den Planentwurf.  

 

Kenntnisnahme --- 

X. Katastrophenschutz/ Feuerlösch-
wesen  
Herr Guido Kenner, 
Tel. 0711 3902-42124 

 

  

1.  Löschwasserversorgung 
 

  

Für das Plangebiet ist eine Lösch-
wasserversorgung von mindestens 
96 m³/h über zwei Stunden nach 
den Vorgaben der Technischen Re-
gel des DVGW – Arbeitsblatt W405, 
Fassung Februar 2008, sicherzu-
stellen.  

 

Kenntnisnahme 
Entsprechende Aufstellflächen 
werden im Rahmen der Bauge-
nehmigungsplanung berücksich-
tigt. 

--- 

Für Gewerbe- und Industriegebiete 
ergeben sich ggf. höhere Anforde-
rungen aufgrund der Industriebau-
Richtlinie. 

 

  

Die Löschwasserversorgung für 
den ersten Löschangriff zur Brand-
bekämpfung und zur Rettung von 
Personen muss in einer Entfernung 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

von 75 m Lauflinie bis zum Zugang 
des Grundstücks von der öffentli-
chen Verkehrsfläche aus sicherge-
stellt sein. 

 
Die Abstände von Hydranten auf 
Leitungen in Ortsnetzen, die auch 
der Löschwasserversorgung 
(Grundschutz) dienen, dürfen 150 
m nicht übersteigen. Größere Ab-
stände von Hydranten bedürfen der 
Kompensation durch andere geeig-
nete Löschwasserentnahmestellen. 

 

  

Der insgesamt benötigte Löschwas-
serbedarf ist in einem Umkreis (Ra-
dius) von  
300 m nachzuweisen. Diese Rege-
lung gilt nicht über unüberwindbare 
Hindernisse hinweg, die die tat-
sächliche Laufstrecke zu den 
Löschwasserentnahmestellen un-
verhältnismäßig verlängern. 

 

  

Bei der oben genannten Wasser-
entnahme aus Hydranten (Nenn-
leistung) darf der Betriebsdruck 1,5 
bar nicht unterschreiten. 

 

  

2. Flächen für die Feuerwehr 
 

  

Flächen für die Feuerwehr sind ge-
mäß den Anforderungen der Ver-
waltungsvorschrift (VwV) Feuer-
wehrflächen und § 2 der Allgemei-
nen Ausführungsverordnung des 
Wirtschaftsministeriums zur Lan-
desbauordnung vorzusehen.  

 

  

Um Berücksichtigung im Planent-
wurf wird gebeten. 

 

  

XI. Abfallwirtschaftsbetrieb  
Herr Michael Seidl, 
Tel. 0711 3902-44292 

 

  

Anlagen des Abfallwirtschaftsbe-
triebs sind nicht betroffen.  

 

Kenntnisnahme --- 

XII. Untere Abfallrechtsbehörde    
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Herr Jochen Göltl, 
Tel. 0711 3902-46145 

 
In den vorgelegten Unterlagen fin-
det sich kein Hinweis auf die Durch-
führung 
des Erdmassenausgleiches nach § 
3 Absatz 3 Landeskreislaufwirt-
schaftsgesetz (LKreiWiG). 
Bei den auf die vorbereitende Bau-
leitplanung folgenden Maßnahmen, 
Ausweisung von Baugebieten und 
Durchführung von Bauvorhaben im 
Sinne von § 3 Absatz 3 LKreiWiG 
sollen die Abfallrechtsbehörden da-
rauf hinwirken, dass ein Erdmas-
senausgleich durchgeführt wird. 
Es kann sinnvoll sein, bereits auf 
der Ebene der Flächennutzungspla-
nung einen 
Erdmassenausgleich zu berück-
sichtigen (Arbeitshilfe der Landes-
stelle für Umweltschutz Baden-
Württemberg — „Kommunales Flä-
chenmanagement“). 
Spätestens bei der verbindlichen 
Bauleitplanung ist eine Darstellung 
zum Erdmassenausgleich den 
Planvorlagen beizulegen. 
 

 

Kenntnisnahme 
 
Durch eine Aufschüttung des be-
stehenden Geländes und eine 
entsprechende Festlegung der 
Erdgeschossfußbodenhöhen im 
Rahmen des parallel zur FNP-Än-
derung aufgestellten vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans kann 
das anfallende Aushubmaterial 
überwiegend auf dem Baugrund-
stück untergebracht werden, so-
weit Altlasten nicht entgegenste-
hen. 
 
 
 

--- 

XIII. Untere Baurechtsbehörde  
 Frau Heike Balz, 
 Tel. 0711 3902-42461 
 

  

1. Anpassung an die Ziele der Raum-
ordnung  

 

  

Bauleitpläne sind den Zielen der 
Raumordnung anzupassen (§ 1 Ab-
satz 4 BauGB).  

 

  

Der nordöstliche Planbereich befin-
det sich in einem Regionalen Grün-
zug (PS.3.1.1 [Z]) laut Regionalplan 
des Verbands Region Stuttgart 
(VRS). 

 

Zielabweichungsverfahren wird 
durchgeführt. 

ja 

Da den Planungen der Regionale 
Grünzug als verbindliches Ziel der 
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Berück-
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Regionalplanung entgegensteht, 
wird die Beantragung einer Zielab-
weichungszulassung beim Regie-
rungspräsidium Stuttgart für erfor-
derlich erachtet (siehe hierzu Sit-
zungsvorlage Planungsausschuss 
14.09.2022 des VRS).  

 
Soweit für ein Vorhaben eine Ände-
rung des Flächennutzungsplanes 
erforderlich ist, ist die Zielabwei-
chung auch hierfür zu beantragen 
(vergleiche „Hinweise für die Erstel-
lung der Antragsunterlagen bei Ziel-
abweichungsverfahren für Bauleit-
pläne“ des Regierungspräsidiums 
Stuttgart, Referat 21, Stand 
19.01.2017). 
Die Antragstellung muss durch den 
insoweit zuständigen Planungsträ-
ger (Gemeindeverwaltungsverband) 
erfolgen.  

 

Ein Zielabweichungsverfahren 
wurde sowohl für die FNP-Ände-
rung als auch die BP-Änderung 
beantragt. 

ja 

2. Entwicklungsgebot  
 

  

Nach § 8 Absatz 2 BauGB ist der 
Bebauungsplan aus dem Flächen-
nutzungsplan zu entwickeln.  

 

  

Das Änderungsverfahren zum Flä-
chennutzungsplan ist somit forciert 
durchzuführen.  

 
 

Das FNP-Änderungsverfahren er-
folgt parallel zur Aufstelllung des 
BP. 

ja 

13. Verband Region Stuttgart 
(Schreiben vom: 16.09.2022) 

 

  

der Planungsausschuss des Verbandes 
Region Stuttgart hat am 14.09.2022 die 
regionalplanerische Stellungnahme be-
schlossen. 
 

Kenntnisnahme 
Es wird auf die Abwägung zum 
Schreiben des Verband Region 
Stuttgart vom 06.09.2022 verwie-
sen (siehe Ziffer 11 dieser Abwä-
gungstabelle). 

 

1. Dem Vorhaben stehen aufgrund 
der Lage im Regionalen Grünzug 
Ziele der Regionalplanung entge-
gen. 
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Berück-
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2. Auf das erforderliche Zielabwei-
chungsverfahren wird hingewie-
sen. 

 

  

Sachvortrag: 
 

  

Nordöstlich der Ortslage von Köngen be-
findet sich zwischen der Bundesstraße B 
313 und der Kreisstraße K 1266 das 
DHL-Paketzentrum Köngen. Um das zu-
nehmende Sendungsaufkommen bewäl-
tigen zu können, ist die Erweiterung des 
bestehenden Paketzentrums erforderlich. 
 

  

Diese geplante Erweiterung ragt in einen 
Regionalen Grünzug hinein. 
 

  

Der Planungsausschuss hat sich mit die-
sem Vorhaben bereits in seiner Sitzung 
am 12.07.2017 befasst (vgl. Vorlage Nr. 
PLA 212/2017). Hinsichtlich des Regio-
nalen Grünzugs wurden Bedenken ge-
gen den Bebauungsplanentwurf sowie 
gegen die 4. Änderung der 3. Fortschrei-
bung des Flächennutzungsplans des Ge-
meindeverwaltungsverbandes Wendlin-
gen am Neckar erhoben und auf die Er-
forderlichkeit eines Zielabweichungsver-
fahren hingewiesen. 
 

  

Mittlerweile haben sich die Anforderun-
gen an das geplante Vorhaben geändert. 
Daher wurden die Beschlüsse zur Auf-
stellung des Bebauungsplanes bzw. Än-
derung des FNP aus dem Jahr 2017 auf-
gehoben. Mittlerweile liegen neue Be-
schlussfassungen vor, wo-bei nun ein 
vorhabenbezogener Bebauungsplan auf-
gestellt werden soll; parallel zur 4. Ände-
rung des FNP. 
 

  

Die Änderungen gegenüber der Planung 
aus dem Jahr 2017 betreffen im Wesent-
lichen die Stellflächen und Parkhäuser, 
die innere Erschließung, den Neubau ei-
ner „Co-Location“ (im ursprünglichen 
Planentwurf als mechanisierte Zustellba-
sis bezeichnet) sowie den Lärmschutz. 
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Berück-
sichtigung 

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan 
stellt das Plangebiet als „gewerbliche 
Baufläche Bestand“ (ca. 8,5 ha) und als 
landwirtschaftliche Fläche (ca. 6,7 ha) 
dar. Die Darstellungen sollen in „gewerb-
liche Baufläche Bestand“ (ca. 8,5 ha), 
„gewerbliche Baufläche geplant“ (ca. 5,9 
ha), Verkehrsfläche (ca. 0,1 ha) und Flä-
che für Sportanlagen ca. 0,7 ha) geän-
dert werden. 
 

  

Der Bebauungsplanentwurf setzt als Nut-
zung „Paketzentrum für die Sammlung, 
Sortierung und Verteilung von Post- und 
Paketsendungen sowie dem Paketzent-
rum dienende Gebäude, bauliche Anla-
gen, Nebenanlagen, Erschließungsflä-
chen sowie Kfz- und Lkw-Stellplätze so-
wie Anlagen für den Lärmschutz“ fest. 
Zudem werden Flächen für Sportanlagen 
mit der Zweckbestimmung „Trialgelände 
für Motorräder“ festgesetzt. Ausnahms-
weise zulässig sind hier Schank- und 
Speisewirtschaften. 
Aussagen bezüglich des Wegfalls der 
vorhandenen ökologischen Ausgleichs-
maßnahmen und Retentionsflächen lie-
gen derzeit noch nicht vor. Der Umwelt-
bericht wird derzeit erstellt. 
 

  

Regionalplanerische Wertung: 
 

  

Die in der Vorlage Nr. PLA 212/2017 ge-
troffene Regionalplanerische Wertung 
gilt im Wesentlichen weiterhin: 
 

  

Der größte Teil der geplanten Erweite-
rungsfläche ragt keilförmig in einen Regi-
onalen Grünzug. Regionale Grünzüge 
dürfen lt. Plansatz 3.1.1 (Z) des Regio-
nalplanes keiner weiteren Belastung, ins-
besondere durch Bebauung, ausgesetzt 
werden. Funktionswidrige Nutzungen 
sind ausgeschlossen. 
 

  

Zwischen den Gemeinden Köngen und 
Wendlingen am Neckar, dem Investor, 
der Geschäftsstelle des Verbands Re-
gion Stuttgart und Vertretern des Regie-
rungspräsidiums Stuttgart sowie des 

  



 
- 41 - 

Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Landratsamtes wurden in Vorgesprächen 
verschiedene Fragen u.a. zu alternativen 
Standorten außerhalb Regionaler Grün-
züge erörtert: Die Errichtung der Co-Lo-
cation ist zwar an einem anderen Stand-
ort theoretisch denkbar, jedoch aufgrund 
der Arbeitsabläufe und zur Minimierung 
der internen Verkehrswege nur in enger 
Nachbarschaft mit dem bestehenden Pa-
ketzentrum sinnvoll. Da es keine Alterna-
tive zur Erweiterung des Postfrachtzent-
rums gibt, die sich ohne Eingriff in einen 
Regionalen Grünzug realisieren ließe, 
wurde in den Vorgesprächen eine kom-
paktere Stellung der geplanten zu den 
bestehenden Gebäuden angeregt, um 
den Eingriff in den Freiraum zu minimie-
ren. 
Mit der Erweiterung des Paketzentrums 
soll zudem die verkehrliche Erschließung 
und Abwicklung neu konzipiert werden. 
Die Umsetzung der geplanten Maßnah-
men würde eine deutliche Verbesserung 
der Verkehrssituation in Köngen allge-
mein und im angrenzenden Gewerbege-
biet insbesondere zur Folge haben. 
 

  

Da den Planungen jedoch der Regionale 
Grünzug als verbindliches Ziel der Regi-
onalplanung entgegensteht soll beim Re-
gierungspräsidium Stuttgart die Zulas-
sung einer Zielabweichung beantragt 
werden. Der Verband Region Stuttgart 
wird dazu in einem gesonderten Verfah-
ren beteiligt. 
 

  

Das Plangebiet liegt nach Plansatz 3.2.1 
(G) des Regionalplanes in einem Vorbe-
haltsgebiet für Naturschutz und Land-
schaftspflege. Hier soll der Naturhaushalt 
erhalten und die biologische Vielfalt ge-
fördert werden. Diesen Belangen kommt 
bei der Abwägung ein besonderes Ge-
wicht zu. 
 

  

Wir bitten um eine weitere Beteiligung 
am Verfahren. 
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Von folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gingen  
keine Stellungnahmen ein:  
 
- IHK Bezirkskammer Esslingen-Nürtingen 
- Regierungspräsidium Freiburg, Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
- Regierungspräsidium Freiburg, Forstdirektion 
- BUND Landesgeschäftsstelle Stuttgart 
- Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg 
- Landesnaturschutzverband Arbeitskreis Esslingen, Verena Schiltenwolf 
- NABU Baden-Württemberg 
- NABU Köngen-Wendlingen, Albrecht Gärtner 
- NABU Köngen-Wendlingen, Frank Kirschner 
- Unitymedia GmbH/Vodafone 
- Deutsche Telekom AG, T-Com 
- VVS Verkehrs- und Tarifverbund Stuttgart GmbH 
 
 
Aufgestellt im Auftrag des Gemeindeverwaltungsverbandes Wendlingen am Neckar 
Stuttgart, den 28.04.2023 
 
 
ARP/ R. Schneider 
 


